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 „Beam me up, Scotty!

...“ (Star Trek V- 1989)

Intervention zur Durchsetzung von
Demokratie und Menschenrechten?

as Ende des Ost-West-Gegensat-
Dzes hat 1989/90 die Hoffnung auf

dauerhaften Frieden und gemein-
samen Wohlstand in einer Welt genährt.
Gleichzeitig schienen Demokratie und
Menschenrechte einen späten, aber den-
nochendgültigen Sieg errungen zu ha-
ben.' Der Westen mit seiner Demokratie

und seinem Wirtschaftssystem feierte sich
mal offen, mal bescheiden als Gewinner
des Kalten Krieges.

Drei Jahre danach ist diese Euphorie
über den neuen, uni-polaren Zustand der
Welt einer gewissen Ratlosigkeit oder gar
Resignation gewichen: Blutige Regional-
konflikte und Bürgerkriege mit ihren
Menschenrechtsverletzungen und ihrer
Demokratiefeindlichkeit lassen die Welt
jetzt unsicherer, friedloser und unkontrol-

lierbarer erscheinen als vor der Zeiten-
wende 1989.

In dieser Situation erlebten die Verein-

ten Nationen (UN) wie selbstverständlich
ihre „Wiedergeburt“. Mehrals vier Jahr-
zehnte agierten sie durch das Blockdenken

ihrer Mitglieder in engen Grenzen; genau
279 Mal lähmten die fünf ständigen Mit-
glieder des Sicherheitsrates mit ihrem Ve-

to die Arbeit dieses wichtigsten Gremi-
ums.? Mit der neuen Einigkeit im Sicher-
heitsrat entfalten nun auch die in der UN-
Charta angelegten Normenihre Kraft, er-

scheinen nicht nur als Rechtshülsen, son-

dern reklamieren jetzt durchsetzbares
Völkerrecht.
Im Fokus der Diskussion steht insbe-

sondere das Instrumentarium des Kapitel
VII. Hier weist die Charta dem Sicher-
heitsrat bei Wahrung des Weltfriedens

und der internationalen Sicherheit weitge-

hende Kompetenzen zu. Diese Kompeten-
zen, die politische, wirtschaftliche und
militärische „Maßnahmen“ legitimieren,

kollidieren mit dem in Art. 2, Abs. l und7

formulierten Souveränitätsprinzip und
dem in Art. 2, Abs. 4 normierten Gewalt-
verbot. Spätestens hier drängen sich zwei

Fragen inden Vordergrund:

1. Bleibt die Kompetenz des Sicher-

heitsrates auf die Wahrung des Weltfrie-

dens und der internationalen Sicherheit
beschränkt, oder muß diese auf die Garan-

tie von Menschenrechten und Demokratie

erweitert werden?
2. Welche Kriterien könnten „kollekti-

ve Sicherheitsmaßnahmen“ oder Inter-

ventionen rechtfertigen?

DerMensch im Mittelpunkt

Diese Fragen benennen nur einzelne

Aspekte aus einer breiten Diskussion, die
in Politikwissenschaft und Völkerrecht
vor dem Hintergrund der Kriege und der

Notin Jugoslawien, Irak, Somalia, Ango-

la und anderen Konfliktzentren sehr kon-
trovers geführt wird. Der akademische
Diskurs der Professoren und auch der Po-

litiker vergißt dabei nur allzu häufig den
Kern der Dinge: Im Mittelpunkt steht der
Mensch in seiner Unversehrtheit, seiner

Würde und seiner Freiheit. Völkerrecht

und Politik tragen dazu bei, daß das nicht
zum leeren Pathos wird. Das Völkerrecht
muß hier von einem Recht der Staaten zu

einem Recht der Völker und Menschen

werden.’ Dabeiist das Völkerrecht Weg-
bereiter der Politik; es kodifiziert und le-

gitimiert, was politisch gewollt wird.

MehrKompetenzen
fürden Sicherheitsrat?

Es mag zynisch erscheinen, vor dem
Hintergrund von Leid und Elend in den
Konfliktfeldern Europas, Asiens und Af-

rikas zu fragen, ob dort und anderswo De-
mokratie durch Intervention durchgesetzt
werden sollte. Brauchen die Menschen

nicht erst Frieden und die Sicherung

grundlegender Menschenrechte, bevor
über Demokratie gesprochen werden
kann? Der Einwandscheint berechtigt.

Die westliche Völkerrechtswissen-
schaft entgegnet ihm mit dem Hinweis,

daß alle drei Aspekte — Frieden, Men-
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schenrechte und Demokratie — miteinan-
der verwoben sind und einander bedin-
gen. Gerade wegen dieser Interdependenz
wird gefordert, die Kompetenz des $i-

cherheitsrates auch auf die Garantie von
Menschenrechten und Demokratie auszu-

dehnen.*
Für die Menschenrechte läßt sich dabei

zunehmend Konsensin der Völkerrechts-

wissenschaft ausmachen. Es herrscht
prinzipiell Einigkeit, daß massenhafte
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Menschenrechtsverletzungen wie Völker-
mord, Apartheid, Folter oder Sklaverei

Maßnahmen nach Kapitel VII rechtferti-
gen, wenn auch angemahnt wird, diese

fast gewohnheitsrechtliche Kompetenzer-
weiterung endlich zu kodifizieren. Der In-
ternationale Gerichtshof spricht von

„grundlegenden Rechten“ und auch die
Praxis der UN zeigt in der Sicherheitsrat-
resolution 688 vom 5. April 1991, in der

die Situation des kurdischen Volkes im
Irak behandelt wird, eine Ausdehnungsei-
ner Kompetenzen auch auf die Wahrung
der Menschenrechte.

Weit komplizierter ist die Frage, ob es

eine „Pflicht zur Demokratisierung“ gibt.
Der amerikanische Völkerrechtler Tho-
mas Franck bejaht diese Frage. Unter der
Prämisse, daß nur Demokratie Herrschaft
legitimieren kann, stellt er zwei Aspekte
heraus: Erstens könnten die Regierungen
ihre Legitimität nur erreichen, wenn sie

eine „normative Erwartung“ der Staaten-
gemeinschaft erfüllten. Zweitens könnte
diese Erwartung nur erfüllt werden, wenn
die Regierung mit „Zustimmung der Re-
gierten“ herrsche. Durch Gewohnheits-
recht verwandele sich diese ehemals nur

„moralische Vorschrift“ in eine durch
Völkerrecht begründete Pflicht, die schon
in der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte und den Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rechte an-
gelegt sei. Aus dieser Feststellung leitet
Franck ein Recht der Staaten ab, die De-
mokratie auch in „totalitären Überbleib-
seln“ durchzusetzen. Als weiteres Argu-
ment führt er die Konfliktfreiheit unter
den Demokratien an: Seit 150 Jahren seies
zwischen ihnen nicht zu Kriegen gekom-
men, sie trügen somit zu Weltfrieden und

internationaler Sicherheit bei, sind quasi
Voraussetzungdafür.®
Die Praxis der KSZE-Staaten unterstützt
Francks Thesen. Das Dokument ihres
Moskauer Treffens vom 3. Oktober 1991’
stellt fest, „daß Fragen der Menschen-

rechte, Grundfreiheiten, Demokratie und

 

Rechtsstaatlichkeit ein internationales An-

liegen sind.“ Besonders wichtig ist der
Hinweis, „daß die im Bereich der

Menschlichen Dimension (...) eingegan-
genen Verpflichtungen ein unmittelbares
und berechtigtes Anliegen aller Teilneh-
merstaaten und eine nicht ausschließlich

innere Angelegenheit
Staates darstellen, *
Die weitgehenden Regelungen inner-

halb der KSZE machenjedochauch deut-
lich: Was in Europa formell machbarist —
die Durchsetzung der Vereinbarungen
scheint gerade in Jugoslawien und Osteu-
ropa eher fragwürdig — kann nicht Maß-
stab für die übrige Welt sein. Die globale
Staatengemeinschaft ist politisch, wirt-
schaftlich und kulturell vielfach gespal-

ten. Diese in Werten und Traditionen he-
terogene Welt läßt sich unter dem Banner
der Menschenrechte und Demokratie
nicht zu einer homogenen formen. Des-
halb ist bei der erforderlichen Anpassung
des Völkerrechts an den veränderten poli-

tischen Rahmen ein möglichst breiter
Konsensder Staaten nach dem Prinzip des
„kleinsten gemeinsamen Nenners“ anzu-

streben.° Zudem haben viele Staaten der
Blockfreien-Bewegung die im Westen
schon seit längerem stattfindende Abkehr
vom Prinzip der absoluten nationalen Sou-
veränität nicht nachvollzogen; beharren
stattdessen auf ihr Selbstbestimmungs-
recht in Fragen auch der Demokratie und
der Menschenrechte. Besonders deutlich
wurde dies bei der Menschenrechtskonfe-
renz der asiatisch-pazifischen Staaten im
Frühjahr diesen Jahres.’ Wortführer war
dabei Indonesiens Staatschef General Su-
harto, der sich wegen seiner Repressions-
politik im indonesisch besetzten Osttimor

berechtigter Kritik von seiten vieler Men-

schenrechtsorganisationen gegenüber-
sieht.

Auch muß ausreichend bestimmt sein,
welche Menschenrechte und besonders
welches Demokratiemodell die Staatenge-
meinschaft garantieren will und bei Ver-
letzung auch durchsetzt.!" Die westlich-li-
berale Demokratie, die unzertrennbar mit
einer marktwirtschaftlichen Ökonomie
verbundenist, läßt sich auf Staaten mit an-
deren Werten und Traditionen nicht über-
tragen, geschweige denn kann ihnen im

Zuge eines verkappten Neokolonialismus
übergestülpt werden.

Das gilt insbesondere für den afrikani-
schen Kontinent. Überlegungen, hier
Staaten ohne nationale politische Gestal-
tungsmacht unter UN-Treuhandverwal-
tung zu stellen, muß weitgehend begegnet
werden.'' Denn es kann nicht machtpoli-
tisch „repariert“ werden, was ökono-

misch ohne Substanz ist: Solange Afrika

nicht Anschluß findet an die Weltwirt-
schaft, solange wird es auch „Sorgen-
kind“ bleiben. Die Industriestaaten kön-
nen das Problem nicht durch kurzfristige

Interventionen lösen (wenn sie dazu über-
haupt in der Lage sind), sondern nur durch
eine langfristige gerechte Verteilung des
Wohlstandes. Dazu jedoch muß sich der
Norden reformieren.

Zunächst braucht es eine normative Er-
weiterung der Kompetenzen des Sicher-
heitsrates auch auf die Sicherung grundle-
gender Menschenrechte, wenn er sich

nicht — wie bei der Resolution 688 (1991)

— völkerrechtswidriges Verhalten vor-

des betroffenen
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werfen lassen will.'” Eine Ausdehnung
des Begriffs von der Friedenssicherung al-
lein reicht dazu nicht aus, sie würde der

freien Auslegung des Kapitels VII Tür und

Tor öffnen. Erst in einem weiteren, all-
mählichen Schritt könnte dann überdie Si-

cherung der Demokratie unter Kapitel VII

diskutiert werden.
Was kann die Staatengemeinschaft bei

Gefährdung oder Bruch des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit tun?
Das Kapitel VII der UN-Chartastellt dazu
einen Katalog von Maßnahmen bereit.
Die Einigkeit im Sicherheitsrat hat neben

politischen und wirtschaftlichen Sanktio-
nen auch eine weltweite militärische Opti-
oneröffnet.

fährdet die neue Einigkeit. Unter der Füh-
rungsrolle der USA mit ihren Verbünde-

ten in Westeuropa muß ein partnerschaft-
liches Verhältnis zu anderen Staaten ge-
funden werden. Die Gleichung „United
States = United Nations“ muß ebenso
vermieden werden wie die Instrumentali-
sierung: der Weltorganisation durch die
(westlichen) Industriestaaten. Problema-
tisch dabeiist die exponierte Stellung der
fünf ständigen Sicherheitsratsmitglieder:
ohne und gegen sie kann in der UNO
nichts unternommen werden. Eine Demo-
kratisierung oder zumindest gerechtere
Machtverteilungistangezeigt.'”
® Die Maßnahmen müssen nach akzep-
tierter Tatsachenfeststellung gleichen

 
„... Its notintelligent life down here!” (rechts: Ronald Reagan,in Todesfaust - 1955)

Das Kapitel VII
und die Intervention

Kann Frieden durch Krieg erzwungen
werden? Diese völkerrechtliche und mo-
ralische Frage beherrscht die Diskussion.
Noch heikler wird sie, wenn Menschen-
rechte und Demokratie unter internationa-
len Schutz gestellt werden. Könnensie mit
Mitteln durchgesetzt werden, die mit bei-
den unvereinbar sind? Gerade eine zivile
Außenpolitik stellt das vor große Proble-

me.Sie fragt, welche Kriterien erfüllt sein
müssen, bevor der Sicherheitsrat Maß-
nahmen nach Kapitel VII ergreift. Zu nen-
nensind folgende:
® Die Maßnahmen müssen eine klare
Zielvorstellung verfolgen, in Dauer und
Umfang bestimmt sein und ausreichend
Gewähr für einen Erfolg bieten.
@ Die Maßnahmen müssen kollektiv
durchgesetzt und universell angewendet
werden; jede Form der Machtpolitik ein-
zelner Staaten oder Staatengruppen unter-
gräbt die Glaubwürdigkeit der UN und ge-

Standards genügen, gleiches muß gleich”
bewertet werden; jede Form des doppel-
ten Maßesstellt die Berechenbarkeit und
Vorhersehbarkeit der Sicherheitsrat-Be-
schlüsse in Frage. Auch die Außenpolitik
der Sicherheitsratsmitglieder muß sich
daran messen lassen, Die Beispiele China
und Kuba zeigen die Pole an: In beiden
Fällen liegen Menschenrechtsverstöße
vor. Insbesondere die USA versuchen im

ersten Fall hauptsächlich aus ökonomi-
schen Gründen mit politischen Mittelnei-
nen modus vivendi zu finden. Im zweiten
Fall liegen die Dinge umgekehrt: Hier
wird aus machtpolitischen Gründen mit
ökonomischen Mitteln der Sturz des ande-
ren Systems angestrebt. Gleiche Stan-
dards sind nicht auszumachen, Menschen-

rechtsverletzungen werden entweder ge-

duldet (China) oder instrumentalisiert
(Kuba).
© Die Maßnahmen müssenrisikoberech-
nend sein, damit die Durchsetzung eines
Teils des Völkerrechts nicht den Bestand
des ganzen gefährdet. Weder konservati-

ver undlinker Aktionismushilft weiter.

@® Die Maßnahmen müssen verhältnis-
mäßig sein, es muß ausreichend sicher

sein, daß sie geeignet und erforderlich
sind, die Ziele mit dem mildesten Mittel
durchzusetzen.'*
Diese abstrakten Kriterien sind in den

konkreten Kontext einzuordnen. Inter-

ventionsprobleme in Somalia erfordern
andere Lösungen als in Jugoslawien,

Kambodscha kann nicht mit Angola ver-

glichen werden. Gleich ist doft nur die
Abwesenheit von Frieden, Menschen-

rechten und Demokratie.
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Militärische Gewalt?

Die genannten Kriterien lösen die Frage
nach der Zulässigkeit der militärischen
Gewalt bei der Durchsetzung von Men-
schenrechten und Demokratie nicht aus-
reichend. Ebenso kann sie vor dem Hin-
tergrund von Friedensbrüchen und ekla-

tanten Menschenrechtsverstößen nichtab-
solut verneint werden. Für die Zulässig-
keit militärischer Gewalt nach Kapitel VII
müssen jedoch striktere Anforderungen
gelten:
@ Militärische Gewalt muß eindeutig

letztes Mittel und in ihrer Intensität von
wenig nach mehrgestaffelt sein.
@ Militärische Gewalt muß eine Beendi-
gung der Völkerrechtsverstöße sicherstel-
len, auch nach Abschluß der Intervention
bzw. kollektiven Sicherheitsmaßnahme.

Die militärische Option wird intensiv in
Erwägung gezogen. Als stärkstes Instru-
ment einer Machtpolitik gehört sie jedoch
unbedingt in den Gestaltungsbereich der
UNO. Diese muß davon absehen, andere
— regionale — Organisationen zu beauftra-
gen, UN-Resolutionen durchzusetzen.
Das ist in Kapitel VII nicht vorgesehen
und könnte die UNO zu einembloßen Le-
gitimationsorgan herabstufen.

Statt jedoch auf nachholendeInterventi-
on zu setzen, sollte verstärkt eine Präven-
tion, die Konflikte gar nicht erst entstehen
läßt, durchgesetzt werden.'® Die Waffen-
lieferungen gerade der ständigen Sicher-
heitsratsmitglieder sind in diesem Zusam-
menhang mindestens als problematisch
anzusehen.

   
Wie verhält sich dazu die Frage nach

der Demokratisierung? Lediglich als Ab-
schluß einer Intervention bzw. kollektiven
Sicherheitsmaßnahme könnte eine Demo-
kratisierung stehen, die Frieden, Men-

schen und Bürgerrechte auf Dauersichert.
Denn darum geht es im wesentlichen: das
Erreichte auch zu sichern, zu stabilisie-

ren. Dazu braucht es eine Integration des
betroffenen Staates in die Weltgemein-
schaft.'‘ Das alles läßt sich nicht gegen
den Willen der Menschen erreichen. Zu-
dem muß berücksichtigt werden, daß die
Entwicklung, gerade wegen der außenpo-
litischen Dynamik, offen und nicht deter-
miniert ist.
Wie schwierig und zerbrechlich ein

Prozeß der Demokratisierung sein kann,
zeigt das Beispiel Kambodscha. Dort ver-
sucht die UN-Treuhandverwaltung (UN-
TAC) mit nur mäßigem Erfolg gleichzei-

tig Frieden, Menschenrechte und Demo-

kratie zu sichern und zu etablieren. Eine
Aufgabe, zu schwer für die Staatenge-
meinschaft?
Stefan Ludmann studiert Geschichte,
Politikwissenschaft sowie Staats- und

Völkerrecht in Gießen.
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